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fahren. Wissen ist Grundlage für Wertschöpfung und für 
Wertschätzung. Gerade unsere Bäuerinnen und Bauern 
haben es verdient, dass man mehr über ihre Arbeit weiß.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Denn wer weiß heute noch, wie Kartoffeln wachsen und 
was man braucht, damit ein Acker Früchte trägt? Wer 
weiß noch, was der Bauer braucht, damit er am Ende den 
Teller mit guten Produkten füllen kann?

Es gibt bereits eine Vielzahl guter Angebote. Wahl-
weise haben das BMEL, das BMG, das BMBF und das 
BMU den Hut auf. Das heißt: Unser Ministerium, das 
BMEL, hat Rückgriff auf renommierte und gute Adres-
sen wie die BLE – ich verkürze hier wegen der Zeit –, 
das BfR, das BVL, also das Bundesamt für Verbraucher-
schutz und Lebensmittelsicherheit, den AID und die 
DGE, das Gesundheitsministerium auf das Robert-
Koch-Institut und die Bundeszentrale für gesundheitli-
che Aufklärung, das Forschungsministerium auf das 
Deutsche Institut für Ernährungsforschung in Potsdam-
Rehbrücke und das BMU auf das Umweltbundesamt.

Deshalb ist abschließend meine Vision für die Zu-
kunft, die Zuständigkeit in einem Ressort zu bündeln. 
Die Aufgabe lohnt; denn eine gesunde Ernährung sichert 
national langfristig die Gesundheit unserer Verbraucher, 
und international ist sie ein Schlüssel zur Nachhaltigkeit 
ländlicher Entwicklung und zur Ernährungssicherung. 
Deshalb werbe ich für unseren Antrag.

Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Vizepräsidentin Edelgard Bulmahn:
Vielen Dank. – Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich 

schließe die Debatte.

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluss-
empfehlung des Ausschusses für Ernährung und Land-
wirtschaft auf Drucksache 18/5008.

Der Ausschuss empfiehlt unter Buchstabe a seiner Be-
schlussempfehlung die Annahme des Antrags der Fraktio-
nen der CDU/CSU und SPD auf Drucksache 18/3726 mit 
dem Titel „Gesunde Ernährung stärken – Lebensmittel 
wertschätzen“. Wer stimmt für diese Beschlussempfeh-
lung? – Wer stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Da-
mit ist diese Beschlussempfehlung mit den Stimmen der 
Koalition gegen die Stimmen der Fraktion Die Linke bei 
Enthaltung der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen ange-
nommen worden.

Unter Buchstabe b empfiehlt der Ausschuss die 
Ablehnung des Antrags der Fraktion Die Linke auf 
Drucksache 18/3730 mit dem Titel „Gute Lebensmittel 
für eine gesunde Ernährung“. Wer stimmt für diese 
Beschlussempfehlung? – Wer stimmt dagegen? – Wer 
enthält sich? – Damit ist diese Beschlussempfehlung 
ebenfalls angenommen worden mit den Koalitionsstim-
men gegen die Stimmen der Fraktion Die Linke, bei Ent-
haltung der Stimmen von Bündnis 90/Die Grünen. 
Schließlich empfiehlt der Ausschuss unter Buchstabe c 
seiner Beschlussempfehlung die Ablehnung des Antrags 

der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen auf Drucksache 
18/3733 mit dem Titel „Gute Ernährung für alle“. Wer 
stimmt für diese Beschlussempfehlung? – Wer stimmt 
dagegen? – Wer enthält sich? – Damit ist diese Be-
schlussempfehlung mit den Stimmen der Koalition ge-
gen die Stimmen von Bündnis 90/Die Grünen bei Ent-
haltung der Stimmen der Fraktion Die Linke ebenfalls 
angenommen worden.

(Friedrich Ostendorff [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Schade! Das war ein Fehler!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich rufe den Tages-
ordnungspunkt 9 auf:

Beratung des Antrags der Abgeordneten Katja 
Keul, Agnieszka Brugger, Katharina Dröge, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN

Eckpunkte für ein Rüstungsexportkontrollge-
setz

Drucksache 18/4940 
Überweisungsvorschlag: 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie (f) 
Auswärtiger Ausschuss (f) 
Innenausschuss 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Verteidigungsausschuss 
Ausschuss für Menschenrechte und Humanitäre Hilfe 
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
Federführung strittig

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Aussprache 38 Minuten vorgesehen. – Ich höre dazu 
keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat als erste 
Rednerin Katja Keul von der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen.

Katja Keul (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Alle, die schon einmal Fragen zu Rüstungs-
exporten eingereicht haben, kennen die Standardantwort 
der Bundesregierung. Bei den Sozialdemokraten dürfte 
die Erinnerung daran noch frisch sein. Für die anderen 
will ich sie noch einmal verlesen. Die Standardantwort 
lautet:

Über die Erteilung von Genehmigungen für Rüs-
tungsexporte entscheidet die Bundesregierung im 
Einzelfall und im Lichte der jeweiligen Situation 
nach sorgfältiger Prüfung unter Einbeziehung au-
ßen- und sicherheitspolitischer Erwägungen. 
Grundlage hierfür sind die „Politischen Grundsätze 
der Bundesregierung für den Export von Kriegs-
waffen und sonstigen Rüstungsgütern“ aus dem 
Jahr 2000 und der „Gemeinsame Standpunkt des 
Rates der Europäischen Union vom 8. Dezember 
2008 betreffend gemeinsame Regeln für die Kon-
trolle der Ausfuhr von Militärtechnologie und Mili-
tärgütern“.

Antwortende.
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Es ist zunächst einmal erfreulich, dass sich bis heute 
alle Bundesregierungen immer wieder auf die unter Rot-
Grün im Jahr 2000 ins Leben gerufenen Grundsätze be-
rufen.

(Andreas G. Lämmel [CDU/CSU]: Sehen Sie 
mal!)

Darin steht nämlich viel Richtiges.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Entscheidend sollen unter anderem die Menschen-
rechtslage im Empfängerland und die Gefahr innerer 
Repression sein. Da wir uns alle so wunderbar einig 
sind, schlagen wir Ihnen heute vor, diese Grundsätze als 
Gesetz zu beschließen, wie sich das für ein Parlament 
gehört.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es ist als Gesetzgeber unsere Aufgabe, die Rechtsgrund-
lagen für die Genehmigungsentscheidungen der Exe-
kutive zu schaffen. So machen wir das in allen anderen 
Bereichen auch. Die Voraussetzungen für eine Bau-
genehmigung stehen schließlich im Baugesetzbuch und 
nicht in irgendwelchen freiwilligen Selbstverpflich-
tungserklärungen.

Leider findet sich in den Gesetzen, auf deren Grund-
lage über Rüstungsexporte entschieden wird, nicht ein 
einziges Wort zu den Menschenrechten im Empfänger-
land. Weder das Außenwirtschaftsgesetz noch das 
Kriegswaffenkontrollgesetz enthalten auch nur den ge-
ringsten Hinweis auf die außen- und sicherheitspoliti-
schen Kriterien. Deshalb schlagen wir Grünen Ihnen 
heute vor, die richtigen und wichtigen Kriterien für Rüs-
tungsexporte aus den Politischen Grundsätzen und auch 
aus dem Gemeinsamen Standpunkt der EU endlich in 
das Außenwirtschaftsgesetz und das Kriegswaffenkon-
trollgesetz aufzunehmen und somit eine klare gesetzge-
berische Entscheidung zu treffen, nach der sich die Bun-
desregierung dann im Einzelfall richten kann.

Das gäbe uns zusätzlich die Gelegenheit, das eine 
oder andere Kriterium zu präzisieren. Ich denke zum 
Beispiel an den Begriff der Spannungsgebiete. Denn am 
Ende hilft keine noch so verbindliche gesetzliche Grund-
lage, wenn diese nicht auch justiziabel ist, das heißt, von 
Gerichten zu überprüfen ist. Das setzt zwei Dinge vo-
raus:

Erstens. Es muss gegen eine erteilte Genehmigung 
eine Klagebefugnis geben. Klagen kann in der Regel 
aber nur, wer persönlich in seinen subjektiven Rechten 
verletzt ist. Da es in Deutschland zwangsläufig nieman-
den gibt, der von Waffenexporten in seinen subjektiven 
Rechten verletzt ist, schlagen wir Ihnen den Weg über 
eine Verbandsklage vor.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Zweitens. Die erteilten Genehmigungen müssen 
bekannt gemacht werden, damit man sie überprüfen 
kann. In dieser Hinsicht hat es in dieser Legislatur-
periode durchaus einige kleine Fortschritte gegeben. Die 
Mitteilungen im Anschluss an die Sitzungen des Sicher-
heitsrates sind deutlich zeitnäher, als es der jährliche 

Bericht gewesen ist. Leider geben aber auch diese Mit-
teilungen nur einen fragmentarischen Einblick in die Ge-
nehmigungspraxis, da die Mehrheit der Genehmigungen 
gar nicht vom Sicherheitsrat selbst, sondern auf der Ar-
beitsebene bzw. vom Bundesamt für Wirtschaft und 
Ausfuhrkontrolle erteilt wird. Außerdem sind diese 
neuen Zwischeninformationen eher als spartanisch zu 
bezeichnen. Man kann nicht einmal erkennen, ob es sich 
um Genehmigungen nach dem Außenwirtschaftsgesetz 
oder nach dem Kriegswaffenkontrollgesetz handelt. Das 
ist aber wichtig, da zwischen diesen Genehmigungen 
Monate, wenn nicht Jahre liegen können.

Ich will Ihnen ein Beispiel geben: Im Februar 2012 
stellte die Firma Krauss-Maffei Wegmann eine Voran-
frage für den Verkauf von Kampfpanzern des Typs Leo-
pard an Katar. Der Bundessicherheitsrat beriet darüber 
im Juli 2012, und Krauss-Maffei Wegmann erhielt an-
schließend, am 6. August, einen positiven Vorbescheid 
des Auswärtigen Amtes.

Über solche Vorbescheide bekommen wir als Parla-
ment leider überhaupt keine Informationen, obwohl auf 
deren Grundlage später immer die Genehmigung erteilt 
wird. Am 6. März 2013, also acht Monate nach dem Vor-
bescheid, wird man sich handelseinig, und Katar unter-
schreibt den Kaufvertrag. Am nächsten Tag geht der An-
trag beim Wirtschaftsministerium ein, und am 26. März 
liegt die Genehmigung nach dem Kriegswaffenkontroll-
gesetz vor.

Sie fragen sich, warum das so schnell geht? Kein Pro-
blem: Der Sicherheitsrat hatte ja bereits ein Jahr zuvor 
entschieden – informell, versteht sich. Es findet dann 
keine weitere Prüfung der außen- und sicherheitspoliti-
schen Kriterien mehr statt.

(Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Interessant!)

Mit der Vorlage der Genehmigung ist der Deal perfekt, 
und Krauss-Maffei Wegmann macht selbst proaktiv 
Pressearbeit zu dem Vorgang.

Nur die Bundesregierung hält es nach wie vor für an-
gebracht, das Parlament darüber nicht zu informieren.

(Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Unglaublich!)

Auch im jährlichen Rüstungsexportbericht 2013 taucht 
dieser Panzerexport im Wert von immerhin 1,8 Milliar-
den Euro bis heute nicht auf. Angeblich könne man diese 
Genehmigung nicht aufführen, da der Kaufpreis nicht 
bekannt sei. Der werde ja immer erst mit der späteren 
AWG-Genehmigung erfasst, die erst dann erteilt werde, 
wenn die Lieferung ansteht, also wieder Jahre später. Da 
sollen wir als Parlament doch wirklich für dumm ver-
kauft werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Immerhin ist der Wert des Geschäfts in dem Antrag des 
exportierenden Unternehmens angegeben, und er ist au-
ßerdem noch in der vorzulegenden Endverbleibserklä-



10486 Deutscher Bundestag – 18. Wahlperiode – 109. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 11. Juni 2015

Katja Keul

(A) (C)

(D)(B)

rung aufgeführt. Hier muss die Informationspolitik ge-
genüber dem Parlament noch deutlich nachgebessert 
werden, und auch das wollen wir in einem Rüstungs-
exportkontrollgesetz verbindlich festschreiben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Das Gesetz soll künftig auch eine echte Endverbleibs-
kontrolle, also sogenannte Post-Shipment-Kontrollen, 
verbindlich vorschreiben. Die Ressortzuständigkeit wird 
vom Wirtschaftsministerium auf das Auswärtige Amt 
übertragen, und der Bundessicherheitsrat, der seit Franz 
Josef Strauß ohne jede gesetzliche Grundlage existiert, 
wird aufgelöst.

Sie sehen, unsere Eckpunkte enthalten jede Menge gu-
ter Vorschläge, mit denen Sie sich die eingangs erwähnte 
Standardantwort künftig ersparen können. Völlig unbeant-
wortet bleibt allerdings nach wie vor, was die Bundesregie-
rung eigentlich geritten hat, einem menschenverachtenden 
Regime wie Katar, für dessen 200 000 Staatsbürger über 
1 Million Gastarbeiter als Dienstboten und Bauarbeiter 
versklavt werden, ausgerechnet 62 deutsche Kampfpan-
zer zu genehmigen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN – 
Dr. Joachim Pfeiffer [CDU/CSU]: Versklavt? 
Sie wissen nicht, was versklavt ist!)

Es bleibt zu hoffen, dass es nicht die gleichen Motive 
waren wie die der FIFA, dorthin eine Fußballweltmeis-
terschaft zu vergeben, und hoffen wir, dass die Kampf-
panzer nicht gerade gebraucht werden, wenn unsere 
Sportler dort über den Rasen laufen.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Joachim Pfeiffer [CDU/CSU]: Oh je!)

Vizepräsidentin Edelgard Bulmahn:
Vielen Dank. – Als nächster Redner hat Andreas 

Lämmel das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Andreas G. Lämmel (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Frau Keul, die Schlussbemerkung hat wieder 
einmal Ihren ganzen Redebeitrag völlig entwertet. Ich 
meine, Sie haben gut begonnen, da Sie noch einmal auf 
die von Rot-Grün beschlossenen Grundsätze für Rüs-
tungsexporte verwiesen haben, nach denen wir uns heute 
noch richten. Es hat Sie stolz gemacht und uns auch, 
dass diese Grundsätze offensichtlich so weise verfasst 
worden sind, dass sie heute noch Gültigkeit haben kön-
nen. Deshalb stützt die Bundesregierung ihre Entschei-
dungen noch auf genau diese Grundsätze, die damals un-
ter rot-grüner Regierung erlassen worden sind.

Sie haben vielleicht nicht ganz klar herausgearbeitet, 
dass jede Rüstungsexportgenehmigung eine Einzelfall-
entscheidung ist. Es gibt also keine Pauschalgenehmi-

gung, sondern über jeden einzelnen Fall muss beraten 
werden. Je nach Art des Rüstungsexportantrages muss 
nach dem Außenwirtschaftsgesetz oder dem Kriegswaf-
fenkontrollgesetz entschieden werden; das Ganze ist 
aber auf jeden Fall genehmigungspflichtig. Wenn Sie 
sich mit der Genehmigungspraxis des BAFA auseinan-
dersetzen, dann wissen Sie eigentlich, dass viele Güter, 
die noch nicht einmal zu den Dual-Use-Gütern gehören 
und nur im Verdacht stehen, auch militärisch genutzt 
werden zu können, der Pflicht zur Exportgenehmigung 
unterliegen und dass viele Unternehmen große Probleme 
haben, Güter in verschiedene Länder auszuführen.

Die Prüfung und die Genehmigung der Ausfuhr von 
Kriegswaffen und sonstigen Rüstungsgütern unterliegen 
letztendlich dem Bundessicherheitsrat. Dieser tagt ge-
heim. Den Vorsitz hat die Bundeskanzlerin inne. Ein 
weiteres Mitglied des Bundessicherheitsrates, der über 
die Rechtmäßigkeit der Exporte wacht, ist zum Beispiel 
der Vizekanzler. Er hat in den letzten Monaten bewiesen, 
dass er für eine etwas restriktivere Genehmigungspraxis 
ist. Die weiteren Mitglieder des Bundessicherheitsrates 
sind die Bundesministerinnen und Bundesminister der 
Verteidigung, des Auswärtigen, des Innern, der Justiz, 
der Finanzen, der Minister für Wirtschaft und Energie 
– in diesem Fall der Vizekanzler – sowie der Minister für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung. Die 
Aspekte aus all diesen Ministerien fließen letztendlich in 
die Entscheidung ein. Nicht zuletzt ist der Chef des Bun-
deskanzleramts zu nennen. Der Regierungssprecher und 
der Generalinspekteur der Bundeswehr nehmen eben-
falls an den Sitzungen des Bundessicherheitsrates teil.

(Dr. Frithjof Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das beruhigt mich jetzt!)

Es handelt sich hier also nicht um einen formalen Akt, 
wie das von Ihnen oft verkürzt dargelegt wird, sondern 
um ein anspruchsvolles Verfahren. Es besteht kein An-
spruch auf Erteilung einer Ausfuhrgenehmigung.

(Dr. Frithjof Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das wäre ja auch noch schöner!)

Auch dazu sagen Sie oft nur die halbe Wahrheit. Tat-
sächlich sind zahlreiche Gesetze und Vereinbarungen zu 
beachten, zum Beispiel das Kriegswaffenkontrollgesetz 
– das haben Sie selbst erwähnt –, das in § 6 eindeutig be-
sagt, dass Genehmigungen zwingend versagt werden 
müssen, wenn die Gefahr besteht, dass Kriegswaffen bei 
einer friedensstörenden Handlung, insbesondere bei ei-
nem Angriffskrieg, verwendet werden. Das Gesetz ent-
hält also ganz klare Regelungen.

Die Regelungen im Außenwirtschaftsgesetz über die 
Erteilung der Ausfuhrgenehmigung für Rüstungsgüter 
sind ebenfalls eng gefasst. Es gibt außerdem den Verhal-
tenskodex der Europäischen Union für Waffenausfuhren, 
dessen Kriterien ebenfalls in die Entscheidungsfindung 
einfließen. Letztendlich gibt es die Prinzipien der OSZE 
zur Regelung des Transfers konventioneller Waffen. 
Auch diese Prinzipien finden bei der Erteilung einer 
Ausfuhrgenehmigung ihren Niederschlag.

Der Hauptteil der Rüstungsexporte Deutschlands geht 
in EU-Länder bzw. an NATO-Partner, also in Partnerlän-
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der, die in einer gemeinsamen Wertegemeinschaft und 
Verteidigungsgemeinschaft organisiert sind. Selbst die 
Genehmigung dieser Exporte wird sehr restriktiv ge-
handhabt. Wenn Sie dies immer weiter einengen, dann 
wird das dazu führen, dass kein Antrag mehr gestellt 
wird,

(Kathrin Vogler [DIE LINKE]: Das wäre doch 
schön!)

weil niemand mehr Lust hat, mehrere Jahre darauf zu 
warten, dass eine Genehmigung erteilt wird. Dann wür-
den die deutschen Produzenten als unzuverlässig gelten. 
Wenn sie diesen Ruf erst einmal haben, dann können sie 
ganz schnell in wirtschaftliche Schwierigkeiten kom-
men. Die IG Metall hat im letzten Jahr einen langen 
Brief in Sachen Sicherheits- und Rüstungsindustrie an 
die Mitte des Deutschen Bundestags geschrieben und 
deutlich darauf hingewiesen, dass hier Gefahr im Verzug 
ist, wenn die Restriktionen wesentlich drastischer ge-
fasst werden.

(Wolfgang Gehrcke [DIE LINKE]: Das wäre 
besser!)

Sie sollten mit den Gewerkschaftsfunktionären in Ihrer 
Partei einmal darüber reden, dass viel davon abhängt, ob 
die Restriktionen zunehmend verschärft werden.

Die beiden zentralen Merkmale deutscher Rüstungs-
politik sind seit Jahrzehnten konstant. Es ist ein großer 
Vorteil, dass man sich schon im Vorhinein darauf verlas-
sen kann, dass man nur dann einen Antrag zu stellen 
braucht, wenn man überhaupt eine Chance hat.

Deutsche Rüstungsgüter sind gefragt, weil die Quali-
tät sehr hoch ist. Was für Autos und Elektrogeräte gilt, 
gilt genauso zum Beispiel für U-Boote, für Schiffe oder 
für Panzer. Bei den Gewehren scheint es im Moment ein 
bisschen schwierig zu sein.

(Jan van Aken [DIE LINKE]: Wie kann man 
Panzer mit Kühlschränken vergleichen?)

Wir liefern keine Rüstungsgüter in Konfliktgebiete.

(Agnieszka Brugger [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Seit wann das denn? – Zurufe von 
der LINKEN)

Frau Keul, noch einige Worte zur Mitwirkung des 
Parlaments bei der Ausfuhrgenehmigung. Wir haben 
mehrfach in der letzten Legislaturperiode und in dieser 
Legislaturperiode darüber diskutiert. Zuerst einmal muss 
man sagen: Das Bundesverfassungsgericht hat klar for-
muliert, dass die Mitgestaltung des Parlaments bei die-
sen Entscheidungen eigentlich nicht nötig ist. Deswegen 
ging die ganze Diskussion darum – das wissen Sie ganz 
genau –, wie man das Parlament zeitnah besser über die 
Dinge informieren kann, die im Bundessicherheitsrat ge-
nehmigt wurden.

Das hat sich in dieser Legislatur deutlich verbessert. 
Der Rüstungsexportbericht muss viel zeitnaher abgelie-
fert werden, nämlich vor Beginn der parlamentarischen 
Sommerpause. Ich bin gespannt, ob Sie in den neuen Be-
richt noch vor der Sommerpause einen Blick werfen 

oder ob Sie sich die Lektüre erst danach gönnen. Dann 
haben wir im Herbst jedes Jahres einen Zwischenbericht 
für das erste halbe Jahr des laufenden Jahres. Das erhöht 
die Transparenz über das, was genehmigt worden ist, 
schon sehr deutlich. Nach jedem dieser Berichte haben 
wir eine Diskussion hier im Parlament, sodass aus unse-
rer Sicht sich die Transparenz im letzten Jahr deutlich 
verbessert hat.

Abschließend ist zu sagen: Wir brauchen in Deutsch-
land eine intakte Sicherheits- und Verteidigungsindus-
trie. Die muss wettbewerbsfähig sein, und sie muss wei-
terhin die Möglichkeit haben, an Spitzentechnologien zu 
forschen und diese zu entwickeln. Wenn wir nicht mehr 
den Bedarf in unserem eigenen Lande haben, bleibt 
letztendlich nur der viel gescholtene Export. Wir haben 
schon in der vorletzten Debatte gehört, welche Auffas-
sung Sie zur deutschen Exportstärke haben. Deshalb 
wundert es mich nicht, dass dazu von Ihnen nichts Neues 
kommt.

Ich kann nur sagen: Wir brauchen dieses Gesetz nicht. 
Wir haben einen Weg zu mehr Transparenz und zu mehr 
Information des Parlaments beschritten. Ich denke, das 
ist genau der Weg, den wir auch weiter gehen sollten.

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Vizepräsidentin Edelgard Bulmahn:
Vielen Dank. – Als nächster Redner hat Jan van Aken 

von der Fraktion Die Linke das Wort.

(Beifall bei der LINKEN)

Jan van Aken (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Oh 

Mann, Herr Lämmel, Sie haben hier neun Minuten über 
Waffenexporte geredet. In Ihrer Rede waren so viele 
Fehler, dass ich mindestens 20 Minuten bräuchte, um die 
alle aufzuzählen.

(Heiterkeit und Beifall bei der LINKEN sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Um nur einmal einen Punkt aufzugreifen: Sie behaup-
ten hier einfach, dass der allergrößte Teil der deutschen 
Rüstungsexporte in die EU-Länder geht.

(Andreas G. Lämmel [CDU/CSU]: NATO!)

Sie haben überhaupt keine Ahnung. Über 60 Prozent der 
deutschen Waffenexporte gehen mittlerweile an Länder 
außerhalb der NATO,

(Agnieszka Brugger [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Über zwei Drittel!)

obwohl in diesen Politischen Grundsätzen steht, dass das 
die riesengroße Ausnahme sein soll. Über 60 Prozent! 
Das haben Sie von der CDU verbrochen.

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)
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Jetzt haben die Grünen ihren Antrag zu Waffenexpor-
ten vorgelegt, den wir in ungefähr der gleichen Version 
vor drei Jahren hier schon einmal diskutiert haben. Ich 
finde, das ist jetzt eine gute Gelegenheit, Bilanz zu zie-
hen, auch über anderthalb Jahre Tätigkeit des Rüstungs-
exportministers Gabriel. Der war mit dem Ziel angetre-
ten – das hat er jedenfalls damals gesagt –, deutsche 
Waffenexporte drastisch zu reduzieren. Er hat im Januar 
2014 ein schönes Interview gegeben, woraus ich zitieren 
möchte. Gabriel sagte wörtlich:

… wenn man die Waffen in die falschen Regionen 
gibt, kann es zu einem Geschäft mit dem Tod wer-
den. …

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg. 
Dr. Ute Finckh-Krämer [SPD])

Keine Waffen an Länder, in denen Bürgerkrieg 
herrscht. Auch Unrechtsregimen sollte man keine 
Waffen verkaufen.

Das ist total richtig so.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN und 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Das Problem ist, dass die Realität des Herrn Gabriel 
leider ganz anders aussieht. Nehmen wir Saudi-Arabien. 
Ich meine, da sind wir uns doch alle einig, selbst mit 
Herrn Lämmel, dass das ein Unrechtsstaat ist, oder? 
Schauen wir uns einmal an, dass unter Herrn Gabriel im 
Januar 2015, in nur einem Monat, Rüstungsexporte im 
Wert von 110 Millionen Euro nach Saudi-Arabien ge-
nehmigt worden sind – in nur einem Monat an den Un-
rechtsstaat Saudi-Arabien! Das ist ein schmutziges Ge-
schäft, und das wissen auch Sie von der SPD.

(Beifall bei der LINKEN – Dagmar Ziegler 
[SPD]: Und Sie wissen auch, dass das alte Ver-
fahren waren!)

Nicht einmal die Tatsache, dass dann Anfang des Jah-
res die Saudis angefangen haben, Krieg zu führen – die 
bombardieren im Jemen, übrigens auch mit deutschen 
Waffen –,

(Dr. Joachim Pfeiffer [CDU/CSU]: Na und?)

hat dazu geführt, dass die Exporte eingestellt werden. 
Selbst nach Beginn der saudischen Bombenangriffe im 
Jemen haben Sie von der SPD und der CDU Rüstungs-
exporte nach Saudi-Arabien genehmigt. Das ist genau 
das, was Gabriel „Geschäft mit dem Tod“ genannt hat. 
Das macht er jetzt jeden Tag: Ein Geschäft mit dem Tod. 
Ich frage mich immer, ob Sie von der SPD nicht anders 
wollen oder ob Sie nicht anders können. Ich meine, Frau 
Merkel regiert ja auch noch mit, und sie ist voll dabei, 
wenn Waffen verkauft werden sollen, jetzt gerade wieder 
nach Ägypten.

Fakt ist: Im ganzen Jahr 2014 mit dem Rüstungs-
exportminister Gabriel ist der größte Teil der deutschen 
Rüstungsexporte in Drittländer gegangen. Acht der zehn 
Hauptempfängerstaaten sind nicht NATO-Staaten. Das 
ist die Realität, Herr Lämmel. Der müssen Sie sich ein-
mal stellen.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Der Punkt ist jedoch: Wenn wir das wirklich ändern 
wollen, dann brauchen wir endlich klare und einfache 
Regeln. Änderung geht nicht mit vielem Hin und Her 
und Wenn und Aber, sondern wir brauchen klare und 
einfache Verbote. Da bin ich jetzt bei dem Antrag der 
Grünen.

Eines vorweg: Ich bin völlig bei Ihnen, dass wir end-
lich ein Gesetz zur Kontrolle von deutschen Rüstungs-
exporten brauchen. Das ist richtig. Was ich aber nicht 
verstehe, ist: Warum wollen Sie in das Gesetz nur das hi-
neinschreiben, was im Moment sowieso schon gilt?

(Agnieszka Brugger [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Sie haben doch selber begründet, 
dass es nicht gilt!)

Warum wollen Sie nur die Politischen Grundsätze in 
ein Gesetz überführen? Ich weiß, dass die Politischen 
Grundsätze Ihnen naheliegen. Sie haben sie selbst vor 
15 Jahren mit aufgestellt. Aber die Politischen Grund-
sätze erlauben, dass sogar Panzer nach Katar geliefert 
werden, sie erlauben, dass Panzer nach Saudi-Arabien 
geliefert werden, sie erlauben Exporte an Menschen-
rechtsverletzer.

Das Problem ist doch, dass Rot-Grün damals einen 
ganz großen Ermessensspielraum in den Politischen 
Grundsätzen verankert hat. Deswegen sagen wir: Diese 
Politischen Grundsätze sind heute wie ein großes Scheu-
nentor, durch das weiter und weiter deutsche Waffen in 
alle Welt geliefert werden. Deswegen reichen uns diese 
Grundsätze auf gar keinen Fall.

(Beifall bei der LINKEN – Agnieszka Brugger 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das ist gut!)

Ich möchte einmal eine Sache klarstellen. Sie schrei-
ben in Ihrem Antrag, dass die Politischen Grundsätze 
von allen politischen Lagern akzeptiert werden. Nein, 
ich akzeptiere diese Grundsätze nicht. Auch die Linke 
akzeptiert sie nicht, eben weil sie sämtliche Waffen-
exporte, selbst die nach Katar, selbst die nach Saudi-
Arabien, erlauben.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Von mir aus können alle Waffenexporte – das wissen 
Sie – sofort verboten werden.

Vizepräsidentin Edelgard Bulmahn:
Lassen Sie eine Zwischenfrage der Kollegin Keul zu?

Jan van Aken (DIE LINKE):
Ja.

Vizepräsidentin Edelgard Bulmahn:
Frau Keul, bitte.

Katja Keul (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank für die Zulassung der Frage. – Irgendwie 

sehe ich jetzt doch einen Widerspruch; denn Sie haben 
am Anfang Ihrer Rede deutlich gemacht, dass die Politi-



Deutscher Bundestag – 18. Wahlperiode – 109. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 11. Juni 2015 10489

Katja Keul

(A) (C)

(D)(B)

schen Grundsätze der Bundesregierung gerade nicht ein-
gehalten werden. Darin steht nämlich: In der Regel ist 
nur an EU- und NATO-Staaten zu exportieren und nur in 
wenigen Ausnahmefällen überhaupt an Drittstaaten.

Wir haben in den letzten Jahren aber erlebt – das ist 
sowohl im Rüstungsexportbericht 2013 als auch im Rüs-
tungsexportbericht 2014 festgehalten –, dass der Anteil 
der Exporte in Drittstaaten dermaßen angestiegen ist, 
dass er heute die Regel ist; dorthin gehen sogar über 
50 Prozent der exportierten Waffen. Das zeigt doch deut-
lich, dass die Politischen Grundsätze der Bundesregie-
rung, wie sie im Jahr 2000 aufgeschrieben worden sind, 
schlichtweg ignoriert werden. Man bekennt sich zu ih-
nen zwar, weil sie schön klingen, aber am Ende ignoriert 
man sie. Das ist der Grund, warum wir sagen: Wir wol-
len diese Grundsätze gesetzlich verankern, damit ihre 
Einhaltung endlich eingeklagt werden kann.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Jan van Aken (DIE LINKE):
Nein, Frau Keul. Sie wissen doch genau, was darin 

steht. Darin steht: Waffenexporte an Drittstaaten werden 
nicht genehmigt, es sei denn, dass besondere außen- und 
sicherheitspolitische Interessen dagegenstehen. – Das 
heißt, in jedem Einzelfall wird entschieden und in jedem 
Einzelfall werden diese Grundsätze – leider – tatsächlich 
eingehalten. Es dürfen sogar Panzer mitten in ein 
Kriegsgebiet an Menschenrechtsverletzer exportiert 
werden, wenn die sicherheitspolitischen Interessen im 
Einzelfall dafürsprechen.

Insofern haben Sie recht: Es ist völliger Wahnsinn, 
dass in der Summe über 60 Prozent der Waffenexporte 
an Drittstaaten gehen, obwohl diese Grundsätze in jedem 
Fall eingehalten werden. Ich finde, das ist der Moment, 
wo wir alle hier uns einmal eingestehen müssen, dass 
das Prinzip der Politischen Grundsätze, egal ob sie ge-
setzlich verankert sind oder nicht, nicht funktioniert. 
Selbst unter Rot-Grün – ich glaube Ihnen, dass Sie die 
Waffenexporte damals reduzieren wollten – sind die 
Waffenexporte trotz der Politischen Grundsätze gestie-
gen. Es funktioniert so einfach nicht.

(Beifall bei der LINKEN)

Von mir aus können alle Waffenexporte – das wissen 
Sie alle – sofort verboten werden. Aber ich bin ja halb-
wegs Realist. Ich glaube, das dauert noch ein paar Jahre. 
Aber das Mindeste, das wir jetzt durchsetzen müssten, 
und zwar sofort, sind drei Dinge:

Erstens: keine Exporte mehr von Kleinwaffen, keine 
Sturmgewehre, keine Maschinenpistolen, keine Panzer-
fäuste.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Zweitens: klare Regeln, dass es keine Waffenexporte 
mehr an Menschenrechtsverletzer gibt.

Drittens: kein Steuergeld für Waffenexporte, keine 
Hermesbürgschaften für Waffenexporte.

(Beifall bei der LINKEN)

Das alles sind Dinge, bei denen ich mich die ganze 
Zeit frage: Liebe Grünen, warum können Sie sich nicht 
endlich einmal dazu durchringen, wenigstens Verbote 
von Kleinwaffenexporten zu fordern. Ich verstehe ein-
fach nicht, warum Sie an diesen wischiwaschiweichen 
Regelungen aus der Vergangenheit festhalten wollen.

Im Übrigen bin ich der Meinung, dass Deutschland 
überhaupt keine Waffen mehr exportieren sollte; aber 
das wissen Sie jetzt ja.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Edelgard Bulmahn:
Als nächster Redner hat Bernd Westphal von der 

SPD-Fraktion das Wort.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Bernd Westphal (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Der Export von Sicherheits- und Rüstungsgü-
tern bedeutet nicht gleich Krieg. Dieser Export geschieht 
in Deutschland nach klaren Regeln und hohen Maßstä-
ben. Die Politischen Grundsätze – sie wurden ja eben 
schon genannt – beruhen auf dem Artikel 26 des Grund-
gesetzes. Das ist ja auch durch das Bundesverfassungs-
gericht bestätigt worden. Weiterhin gelten das Außen-
wirtschaftsgesetz und das Kriegswaffenkontrollgesetz. 
Jede Exportanfrage wird im Einzelnen überprüft, abge-
wogen, und erst dann wird entschieden. Eine Genehmi-
gung wird nur dann erteilt, wenn keine Menschenrechts-
verletzungen stattfinden und nachgewiesen werden 
können. Sie wird auch nicht erteilt, wenn Krisen in Emp-
fängerländern sich dementsprechend entwickeln.

(Zuruf der Abg. Kathrin Vogler [DIE LINKE])

Gerade für Staaten außerhalb der NATO und der EU sind 
die Regeln besonders streng; denn die Bundesregierung 
erteilt nur in Ausnahmefällen Genehmigungen für Rüs-
tungsexporte an Drittstaaten

(Katja Keul [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
60 Prozent!)

und betreibt keine Exportpolitik nach wirtschaftlichem 
Interesse. Bei Entscheidungen über Exporte in soge-
nannte Drittstaaten sind die im Jahr 2000 beschlossenen 
Rüstungsexportrichtlinien immer noch Grundlage für 
das Handeln der Bundesregierung.

Frau Keul, ich sage Ihnen: Das hat sich bewährt.

Ebenso wurde in den Koalitionsverhandlungen aus-
drücklich festgelegt, dass diese Politischen Grundsätze 
weiterhin verbindlich sind. Es gilt der Grundsatz der 
Selbstbindung der Verwaltung bei der Anwendung der 
entsprechenden Regeln des Außenwirtschaftsgesetzes 
und des Kriegswaffenkontrollgesetzes. Auf den Gemein-
samen Standpunkt der EU für Rüstungsexporte wird in 
den Politischen Grundsätzen ebenfalls Bezug genom-
men. Diese sind demensprechend gültig.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Grünen fordern 
in ihrem Antrag zudem, dass das Bundeskabinett in Zu-
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kunft alle sensiblen Entscheidungen trifft. Wir vertreten 
dagegen die Auffassung, dass im Bundessicherheitsrat 
sowieso alle für eine solche Entscheidung zuständigen 
Minister vertreten sind. Wofür bedarf es dann bei einer 
solchen Entscheidung des Gesamtkabinetts? Das ist kein 
effizientes Regierungshandeln, wenn am Kabinettstisch 
alle Minister solche Vorlagen behandeln. Was hat zum 
Beispiel der Landwirtschaftsminister damit zu tun?

(Wolfgang Gehrcke [DIE LINKE]: Eine 
Menge!)

Der Kern des Vorschlags der Grünen besteht in der 
Forderung nach einem Verbandsklagerecht. Falls dieses 
eingeführt würde, könnte es in vielen Fällen bei Ent-
scheidungen über Rüstungsexporte zu langwierigen Ge-
richtsverfahren kommen. Dies wäre zum Beispiel auch 
bei Entscheidungen der Bündnispartner zur Unterstüt-
zung der kurdischen Regionalregierung ein Problem ge-
wesen. Ohne die Waffenlieferungen an die Peschmerga 
würden wahrscheinlich die vom IS verfolgten Jesiden 
heute nicht mehr existieren, und das ist nicht unser Ziel.

(Beifall des Abg. Dr. Franz Josef Jung [CDU/
CSU])

Die Bundesregierung hat sich für eine restriktive Poli-
tik bei Exporten von Rüstungsgütern ausgesprochen. 
Dies ist im Koalitionsvertrag fest verankert, und die 
Zahlen für das erste Halbjahr 2014 unterstreichen dies. 
Im Berichtszeitraum entfielen circa 60 Prozent – das ent-
spricht einem Wert von 1,2 Milliarden Euro – der 
Genehmigungen allein auf U-Boote, Fregatten und Pa-
trouillenboote. Ich kann nicht erkennen, dass diese Waf-
fen dort eingesetzt werden können, um zum Beispiel die 
eigene Bevölkerung zu drangsalieren.

(Inge Höger [DIE LINKE]: Fregatten sind 
Kriegsschiffe!)

Bei Exporten sind die legitimen Sicherheitsinteressen 
eines Empfängerlandes zu berücksichtigen. Boote wer-
den unter anderem zum Schutz von Hoheitsgewässern 
auf internationalen Seewegen benötigt. Nicht jedes Rüs-
tungsgut trägt automatisch zur Eskalation einer Situation 
bei oder ist eine potenzielle Bedrohung für die heimische 
Bevölkerung. Bei den Staaten in der Golfregion handelt 
es sich um souveräne Staaten mit eigenen außen- und si-
cherheitspolitischen Interessen. Diese Staaten nehmen 
ihre legitimen Aufgaben wahr, ihr eigenes Recht und ihr 
eigenes Land zu schützen, zum Beispiel gegen Terroris-
mus.

Vizepräsidentin Edelgard Bulmahn:
Lassen Sie eine Zwischenfrage zu, Herr Westphal?

Bernd Westphal (SPD):
Ja, sicher.

Agnieszka Brugger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Vielen lieben Dank, Herr Kollege Westphal, dass Sie 
die Frage zulassen. – Sie sprechen ja gerade von den le-

gitimen außen- und sicherheitspolitischen Interessen der 
Empfängerländer. Jetzt ist es ja so gewesen: Vor ein paar 
Jahren ist Saudi-Arabien mit Panzern in das Nachbar-
land Bahrain einmarschiert, um dort den friedlichen 
Aufstand im Rahmen des Arabischen Frühlings zu unter-
drücken. Saudi-Arabien ist ja ein großer Empfänger von 
deutschen Rüstungsexporten. Halten Sie das für legitime 
außen- und sicherheitspolitische Interessen, die von 
deutscher Seite aus mit Rüstungsexporten unterstützt 
werden sollen?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Bernd Westphal (SPD):
Das sind nicht unbedingt Panzer. Man muss sich ganz 

genau angucken, welche Dinge dorthin geliefert werden. 
Es handelt sich auch um viele Dinge aus dem Sicher-
heitsbereich. Das kann zum Beispiel ein Zaun mit 
Sicherheitssystemen sein, der die Grenzen von Saudi-
Arabien schützt, der auch unter den Export von 
Rüstungs- und Sicherheitsgütern fällt. Es ist sicherlich 
legitim, solche Dinge an dieses Land zu liefern.

(Inge Höger [DIE LINKE]: Panzer!)

Im ersten Halbjahr 2014 wurden Einzelausfuhrgeneh-
migungen für Waren im Wert von 2,2 Milliarden Euro 
erteilt. Das ist immerhin ein Rückgang um 700 Millio-
nen Euro. Rund zwei Drittel des Gesamtwertes betrafen 
Genehmigungen für Lieferungen an sogenannte Dritt-
staaten, vor allem an Israel, Singapur, Südkorea und 
Brunei. Allein auf die Genehmigung der Lieferung eines 
U-Bootes nach Israel entfällt zum Beispiel ein Wert von 
600 Millionen Euro.

Bei den Exportgenehmigungen für Kleinwaffen und 
Kleinwaffenteilen an Drittländer ist eine erhebliche Ab-
nahme von 18 Millionen Euro auf 1,4 Millionen Euro zu 
verzeichnen. Mit Ausnahme von Indonesien sank die 
Zahl der Genehmigungen im Vergleich zum ersten Halb-
jahr 2013. Der Wert der Genehmigungen war bei den 
eben genannten Ländern ebenfalls rückläufig.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, bezüglich der 
Forderung nach einer ausführlichen Unterrichtung des 
Parlaments wurden hier schon einige Dinge gesagt. Ich 
denke, es kommt dem Wunsch des Parlamentes entge-
gen, dass wir schon jetzt viele Berichte zeitnah bekom-
men. Der Rüstungsexportbericht wird zeitnah zweimal 
im Jahr veröffentlicht. Bisher vergingen bis zur Veröf-
fentlichung bis zu eineinhalb Jahre.

Die Entscheidung des Bundessicherheitsrates muss 
innerhalb von zwei Wochen an den Wirtschaftsausschuss 
des Bundestages berichtet werden. Das ist bereits Praxis. 
Damit wurde die Geheimhaltungspraxis bei Exporten 
von deutschen Rüstungsgütern sowie bei Rüstungs- und 
Beschaffungsprojekten für die Bundeswehr beendet.

Deutschland verfolgt nicht das Ziel eines offensiven 
Verkaufs von Wehrtechnik. Rüstungs- und Verteidi-
gungsgüter werden nicht eingesetzt, um weltweit Kon-
flikte zu erzeugen oder anzuheizen.
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(Agnieszka Brugger [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Wir sind der viertgrößte Rüs-
tungsexporteur der Welt!)

Sie dienen dem Frieden und der Durchsetzung von Men-
schenrechten, der Sicherheit von Regionen und dem be-
rechtigten Schutz von Menschen.

(Katja Keul [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das glauben Sie doch selbst nicht!)

Und sie helfen vor allem, geschützte Räume zum Bei-
spiel für den Einsatz von Hilfskräften zu garantieren.

(Agnieszka Brugger [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: In Saudi-Arabien!)

Das wird weiterhin im Fokus unserer Politik stehen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Edelgard Bulmahn:
Vielen Dank. – Als nächster Redner hat Helmut 

Nowak von der CDU/CSU-Fraktion das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Helmut Nowak (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Kolleginnen 

und Kollegen! Meine Damen und Herren! Die Grünen 
fordern in ihrem Antrag strengere Kontrollen und mehr 
Transparenz. Dabei ist die Genehmigung von Rüstungs-
exporten schon heute bis ins Detail geregelt und streng 
überwacht. Für den gesamten Handlungsprozess beste-
hen bereits strikte Vorgaben. Das gilt insbesondere für 
Drittländer. Eine Ausfuhr wird nur in Ausnahmefällen 
gestattet.

(Katja Keul [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
60 Prozent!)

Im weltweiten Vergleich hat Deutschland seit vielen Jah-
ren die restriktivste Praxis in Bezug auf Genehmigungen 
bis hin zum letztendlichen Verbleib der Rüstungsgüter, 
also bis zu der Zeit nach der Nutzung.

(Zuruf der Abg. Inge Höger [DIE LINKE])

In ihren Entscheidungen richtet sich die Bundesregie-
rung maßgeblich nach den Politischen Grundsätzen der 
Bundesregierung für den Export von Kriegswaffen und 
sonstigen Rüstungsgütern. Diese wurden übrigens im 
Jahr 2000 – das ist schon mehrfach genannt worden – 
von der rot-grünen Regierung beschlossen, und das war 
auch gut so.

Auch die jetzige Koalition bekennt sich im Koali-
tionsvertrag ausdrücklich zu diesen Dingen. Die darin 
enthaltenen Genehmigungskriterien für Exporte sind 
durch Aufnahme als Ermessensleitlinie bereits verbind-
lich. Sie bedürfen daher keiner weiteren Einbindung in 
das Gesetz.

Als rechtliche Basis dienen der Bundesregierung das 
Außenwirtschaftsgesetz, die Außenwirtschaftsverord-
nung und das Gesetz über die Kontrolle von Kriegswaf-
fen. Laut dieser Gesetze bzw. Verordnung wird bei der 

Ausfuhr aller Rüstungsgüter eine Genehmigung benö-
tigt.

Es wird grundsätzlich keine Genehmigung erteilt, 
wenn auch nur der „hinreichende Verdacht“ besteht, dass 
die Bevölkerung des Empfängerlandes interner Repres-
sion oder sonstiger Menschenrechtsverletzungen aus-
gesetzt ist. Zudem wird das Verfahren bei den Genehmi-
gungsprozessen durch den Verhaltenskodex der 
Europäischen Union für Waffenausfuhren sowie durch 
die Prinzipien zur Regelung des Transfers konventionel-
ler Waffen der OSZE geregelt. Der Bundessicherheitsrat 
trifft die abschließende Entscheidung. Wie im Koali-
tionsvertrag vereinbart, unterrichtet die Bundesregierung 
den Deutschen Bundestag und damit die Öffentlichkeit. 
Dadurch wird Transparenz gegenüber Parlament und 
Bürgerinnen und Bürgern entsprechend den festgelegten 
Berichtspflichten sichergestellt.

Bereits im Frühjahr 2014 stufte das Bundesverfas-
sungsgericht die in diesem Zusammenhang durchge-
führte Informationspraxis als verfassungsgemäß ein. Da-
her sehe ich auch hier keine Anknüpfungspunkte für die 
gestellten Forderungen.

Der Export von Gütern der Sicherheits- und Verteidi-
gungsindustrie in Deutschland ist somit bereits streng 
geregelt, reglementiert, und die damit einhergehende In-
formationspraxis ist rechtlich verankert. Insbesondere 
eine weitere Verschärfung ist daher an dieser Stelle nicht 
erforderlich. Zusätzliche Restriktionen brächten die 
deutsche Sicherheitswirtschaft dagegen in eine durchaus 
prekäre Lage. Schon jetzt müssen die deutschen Unter-
nehmen fürchten, aus der internationalen Sicherheits-
kooperation verdrängt zu werden, da sie im globalen 
Ansehen zunehmend an Verlässlichkeit einbüßen. Bei 
internationalen Rüstungsmessen werben ausländische 
Hersteller bei der Präsentation ihrer Produkte inzwi-
schen mit „German free“, was bedeuten soll, dass auf 
deutsche Bauteile und deutsches Know-how verzichtet 
wurde. Verzichtet wurde deshalb, weil kein Vertrauen 
mehr in eine langfristig angelegte Zusammenarbeit be-
steht. Und das, sehr geehrte Damen und Herren, ist eine 
wirklich besorgniserregende Entwicklung.

Die deutsche Rüstungsexportpolitik war immer eine 
Politik der Selbstbeschränkung. Wir setzen damit inter-
nationale Standards und gehen mit gutem Beispiel vo-
ran. Alles ist genau und transparent geregelt. In präzisen 
Einzelfallüberlegungen wird etwa erörtert: Wer erhält 
die Güter? Zu welchem Zweck? Was passiert mit dem 
Gerät nach der Nutzungsphase? – Glauben Sie, dass das 
in irgendeinem anderen Land ähnlich gehandhabt wird? 
Ich zumindest kenne keines.

(Jan van Aken [DIE LINKE]: Dann informie-
ren Sie sich einmal! Das liegt daran, dass Sie 
keine Ahnung haben!)

Beschränkungen dürfen aber nicht durch immer wei-
tere Verschärfungen dazu führen, dass bei uns ganze In-
dustriebereiche vernichtet werden. Firmen bekämen 
nicht mehr genügend Aufträge, Zehntausende Ange-
stellte verlören ihren Arbeitsplatz, was gleichzeitig ein 
Ende von Entwicklung und Produktion von Sicherheits-
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gütern in Deutschland bedeuten würde, oder die Unter-
nehmen sähen sich gezwungen, ins Ausland abzuwan-
dern. In beiden Fällen gingen damit der dauerhafte 
Verlust des entsprechenden technischen Know-hows so-
wie hochqualifizierter Arbeitsplätze einher. Die Folge 
wäre eine erhebliche Schwächung der außen- und sicher-
heitspolitischen Handlungsfähigkeit Deutschlands. Wir 
wären abhängig von Importen und würden somit weni-
ger Kontrolle über unsere eigene nationale Sicherheit be-
sitzen, und dies in einer Zeit, in der Krisen und Kriege 
mittlerweile direkt vor unserer Haustür stattfinden.

Es ist aber eine Kernaufgabe staatlichen Handelns, 
die Sicherheit seiner Bürger und die seiner Bündnispart-
ner zu garantieren. Hierzu zählen Frieden und Stabilität 
im Inland sowie eine wirksame Landesverteidigung. Wir 
dürfen dabei auch nicht übersehen, dass sich viele 
NATO-Staaten bei der Sicherung ihrer Länder auch auf 
deutsche Technologie verlassen. Aber auch viele Staa-
ten, die nicht Mitglied des Nordatlantischen Bündnisses 
sind, vertrauen bei ihrer Landesverteidigung auf deut-
sches Know-how. Soll Deutschland den anderen Län-
dern verwehren, sich dafür einzusetzen, ihre Landes-
grenzen auch mit deutscher Technologie zu sichern und 
das Leben, das Hab und Gut der eigenen Bevölkerung zu 
schützen?

Sehr verehrte Kolleginnen und Kollegen, eines ist 
doch auch klar: Eine noch weitere Beschränkung von 
Rüstungsexporten bis hin zur totalen Aufgabe, wie sie 
gefordert wird, würde den weltweiten Handel von Rüs-
tungsgütern in keiner Weise stoppen, nicht einmal quan-
titativ verändern. Unsere Exporte würden dann lediglich 
von anderen Ländern übernommen werden, deren Kon-
trollen und Anforderungen wesentlich geringer ausfal-
len – von der Berücksichtigung der Menschenrechtslage 
ganz zu schweigen.

Ich sage, mit zusätzlichen Verschärfungen der Gesetz-
gebung im Bereich der Rüstungsexportkontrolle errei-
chen wir keines der von Ihnen gewünschten Ziele. Wir 
wollen unsere wettbewerbsfähigen Unternehmen und 
Technologien im Inland fördern. Wir wollen bei der 
Kontrolle von Rüstungsexporten weltweit Standards set-
zen und mit gutem Beispiel vorangehen. Wir wollen un-
seren Bürgern eine wirksame Landesverteidigung garan-
tieren. Wir wollen anderen Ländern dieselbe sichere und 
stabile Landesverteidigung nicht verwehren. Daher ist 
es, entgegen Ihrem Ansinnen, dringend notwendig, die 
deutsche Sicherheits- und Verteidigungsindustrie weiter-
hin nachhaltig zu stärken. Ihrem Antrag können wir des-
halb nicht zustimmen.

Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Ulla Schmidt:
Vielen Dank. – Nächste Rednerin für die SPD-Frak-

tion ist die Kollegin Ute Finckh-Krämer.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Ute Finckh-Krämer (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Liebe Zuhörerinnen und Zuhörer auf den Tribünen! Alle 
14 Minuten stirbt auf der Welt ein Mensch durch eine 
Kugel aus einer Waffe von Heckler & Koch – das hat die 
„Aktion Aufschrei – Stoppt den Waffenhandel!“ ausge-
rechnet. Angesichts dessen, was über Jahrzehnte an 
deutschen Waffen in Umlauf gekommen ist, fürchte ich, 
dass sie recht hat.

Jürgen Grässlin schreibt in seinem Buch Schwarzbuch 
Waffenhandel, dass täglich im Durchschnitt etwa 
2 000 Menschen auf der Welt durch Waffengewalt ster-
ben, die meisten davon – rund 95 Prozent – durch Klein-
waffen. Deswegen ist nicht nur für die SPD, sondern 
auch für die Organisationen, die sich zu Recht und mit 
großem Engagement gegen Rüstungsexporte einsetzen, 
das Thema „Kleinwaffenproliferation und Kleinwaffen-
exporte“ seit Jahren das entscheidende.

An diesem Punkt ist in diesem Jahr tatsächlich etwas 
passiert: Einerseits gab es eine öffentliche Anhörung im 
Petitionsausschuss, weil die „Aktion Aufschrei – Stoppt 
den Waffenhandel!“ eine Petition auf den Weg gebracht 
hatte, die 90 000 Unterschriften erhalten hat. Zu dieser 
Anhörung ist Sigmar Gabriel selber gekommen. Er hat 
ganz deutlich gesagt, dass aus seiner Sicht als Wirt-
schaftsminister – ich glaube, da hat er für die ganze 
SPD-Fraktion gesprochen – Waffenexporte kein Mittel 
der Industrieförderung sind, Rüstungsforschung auch 
kein Grund dafür ist, Waffenexporte zu genehmigen, 
sondern dass, wenn überhaupt, nur andere Kriterien – da 
hat er sich auf die Rüstungsexportrichtlinie bezogen – 
herangezogen werden dürfen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsidentin Ulla Schmidt:
Frau Kollegin, gestatten Sie eine Zwischenfrage der 

Kollegin Vogler?

Dr. Ute Finckh-Krämer (SPD):
Ja, gerne.

Vizepräsidentin Ulla Schmidt:
Bitte schön, Frau Kollegin Vogler.

Kathrin Vogler (DIE LINKE):
Liebe Kollegin Finckh-Krämer, vielen Dank, dass Sie 

meine Zwischenbemerkung zulassen. Ich freue mich, 
dass Sie so ausführlich über die „Aktion Aufschrei – 
Stoppt den Waffenhandel!“ und über die Aktivitäten zur 
Begrenzung von Kleinwaffenexporten sprechen. Ich 
würde einfach mal nachfragen wollen: Wie passt es, 
wenn die SPD hinter diesen Aktivitäten steht und auch 
der Wirtschaftsminister angeblich alles dafür tun will, 
dass der Handel mit Kleinwaffen nicht mehr Bestandteil 
der Wirtschaftspolitik ist, ins Bild, dass der Staatssekre-
tär im Wirtschaftsministerium Uwe Beckmeyer im Fe-
bruar dieses Jahres, und zwar unmittelbar nach dem Red 
Hand Day, an dem wir gegen den Einsatz von Kindersol-
daten demonstriert haben, im Rahmen einer Reise nach 
Indien, einem Land, in dem Kinder für gewalttätige Aus-
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einandersetzungen rekrutiert werden, eine umfangreiche 
Wirtschaftsdelegation zu Rüstungs- und Sicherheitstech-
nologien bei sich gehabt hat, in der unter anderem die 
Firma Heckler & Koch vertreten war? Die Kollegin Par-
lamentarische Staatssekretärin Brigitte Zypries hat die-
sen Vorgang in der Fragestunde des Bundestages als 
Rüstungsförderung „by the way“ bezeichnet. Ist es so, 
dass die SPD – den Eindruck konnte man auch bei der 
Rede Ihres Kollegen aus dem Wirtschaftsbereich be-
kommen – es nach außen hin so darstellt, als ob sie Rüs-
tungsexporte gar nicht so gut findet und wirklich etwas 
dagegen unternehmen und sie transparenter gestalten 
will, tatsächlich aber heimlich Wirtschaftsdelegationen 
zur Förderung des Kleinwaffenhandels in Ländern wie 
Indien begleitet, und das unmittelbar nach dem Red 
Hand Day?

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Dr. Ute Finckh-Krämer (SPD):
Liebe Kathrin Vogler, das, was Uwe Beckmeyer als 

Parlamentarischer Staatssekretär macht, basiert nicht auf 
einem Beschluss der SPD-Fraktion. Insofern wäre ich 
froh, wenn diese Frage an ihn gerichtet würde und nicht 
an mich.

Was ich referieren kann – das kommt ebenfalls aus 
dem Wirtschaftsministerium, aber nicht von Uwe 
Beckmeyer –, sind die neuen „Grundsätze der Bundes-
regierung für die Ausfuhrgenehmigungspolitik bei der 
Lieferung von Kleinen und Leichten Waffen, dazugehö-
riger Munition und entsprechender Herstellungsausrüs-
tung in Drittländer“ vom 18. März dieses Jahres. Darin 
sind einige der Forderungen aufgegriffen, die von Orga-
nisationen wie der „Gemeinsamen Konferenz Kirche 
und Entwicklung“ oder von der „Aktion Aufschrei – 
Stoppt den Waffenhandel!“ geäußert worden sind – ich 
zitiere Punkt 6 –:

Der Exportgrundsatz „Neu für Alt“ wird grundsätz-
lich bei Genehmigungen von Kleinen und Leichten 
Waffen angewendet. Das heißt: staatliche Empfän-
ger von Kleinen und Leichten Waffen haben grund-
sätzlich eine Verpflichtungserklärung dahingehend 
abzugeben, dass sie die durch die Neubeschaffung 
zu ersetzenden Kleinen und Leichten Waffen ver-
nichten. … Die Bundesregierung trägt dafür Sorge,

– so geht es weiter im Text –

dass die Umsetzung des Exportgrundsatzes „Neu 
für Alt“ sowie dessen Variante „Neu, Vernichtung 
bei Aussonderung“

– sie wird dazwischen geschildert –

überwacht wird.

Ein weiterer Punkt dieser Grundsätze, die übrigens im 
Internet auf der Seite des Wirtschaftsministeriums öf-
fentlich zugänglich sind, ist der Punkt 9, bei dem es um 
die Kennzeichnung von Kleinen und Leichten Waffen 
geht, weil der Weiterverkauf bzw. die unkontrollierte 
Weitergabe eines der großen Probleme bei Kleinen und 
Leichten Waffen ist. Unter Punkt 9 heißt es:

Kleine und Leichte Waffen sind mit Kennzeichen 
zu versehen, die leicht erkennbar, lesbar, dauerhaft 
und nach Maßgabe der technischen Möglichkeiten 
wiederherstellbar sind. Die umfassende Kennzeich-
nung von in Deutschland hergestellten Kleinen und 
Leichten Waffen wird rechtsverbindlich geregelt 
und erfolgt unter Berücksichtigung internationaler 
Verpflichtungen.

Unter Punkt 10 heißt es schließlich – hoffentlich wird 
er sich in Zukunft hilfreich auswirken –:

Die Bundesregierung bekräftigt in diesem Zusam-
menhang, dass überschüssige Kleine und Leichte 
Waffen im Verantwortungsbereich der Bundeswehr 
grundsätzlich vernichtet werden.

Vizepräsidentin Ulla Schmidt:
Frau Kollegin, gestatten Sie eine Zwischenfrage der 

Kollegin Keul?

Dr. Ute Finckh-Krämer (SPD):
Ja.

Vizepräsidentin Ulla Schmidt:
Bitte schön. – Vielleicht darf ich vorher noch einmal 

darauf aufmerksam machen, dass die Zwischenfragen 
oder Zwischenbemerkungen immer kurz und präzise 
sein sollten, damit eine ebenso kurze und präzise Ant-
wort möglich ist.

Katja Keul (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ich werde das berücksichtigen. – Frau Finckh-

Krämer, Sie zitieren aus diesem glorreichen Papier. Ich 
möchte deshalb nachfragen, ob Sie mir einen Punkt nen-
nen können, der in irgendeiner Weise neu ist. Alle diese 
Punkte, die Sie eben genannt haben – Punkt 6: „Neu für 
Alt“, Punkt 9: „sind zu kennzeichnen“, Punkt 10: „be-
kräftigen wir“ –, stehen seit Jahren wortwörtlich so in den 
Rüstungsexportberichten, einschließlich: „Wir werden 
keine Waffenlizenzen an Drittstaaten genehmigen“. – Das 
steht alles wortwörtlich seit Jahren in den Berichten. Wo 
in diesen Grundsätzen ist auch nur irgendein Komma 
neu?

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Dr. Ute Finckh-Krämer (SPD):
Neu ist zumindest, dass es eine Absichtserklärung der 

Bundesregierung ist, die in der letzten Legislaturperiode 
vielleicht nicht ganz so – das hat die SPD in der Opposi-
tion zu Recht kritisiert – eingehalten wurde. Jetzt wird 
sie noch einmal in zehn knappen und präzisen Punkten 
festgelegt. Letztlich ist es – das kann man so formulieren – 
eine Bekräftigung, dass man die etwas lockerere Geneh-
migungspraxis der letzten Legislaturperiode nicht mehr 
haben möchte.

Bernd Westphal hat eben schon aus dem Zwischenbe-
richt über die Rüstungsexporte im ersten Halbjahr 2014 
zitiert, der im Herbst veröffentlicht wurde. Dort ist ge-
genübergestellt, wie viele Kleinwaffen im ersten Halb-
jahr 2013, also unter Schwarz-Gelb, in NATO- bzw. EU-
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Länder oder in Länder außerhalb der EU bzw. NATO 
und gleichgestellte Länder exportiert wurden. Hier sind 
die Zahlen drastisch zurückgegangen. Übrigens enthält 
dieser Bericht in der Anlage eine vollständige Liste über 
die „Genehmigungen von Kleinwaffen für Drittländer 
im ersten Halbjahr 2014 (endgültige Ausfuhren)“. Man 
kann also nachlesen, in welche Länder im ersten Halb-
jahr 2014 exportiert wurde.

Aus meiner persönlichen Sicht ist jede Kleinwaffe, 
die exportiert wird, eine zu viel. Andererseits haben etli-
che in diesem Haus – auch von Ihrer Partei, soweit ich 
weiß – diversen VN-Missionen zugestimmt. In Anlage 7 
zu diesem Zwischenbericht sind auch einzelne Exporte 
in VN-Missionen aufgeführt. Das sollten Sie dann unter 
Umständen mal intern diskutieren.

(Katja Keul [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Gegen VN-Missionen haben wir überhaupt 
nichts! Damit haben wir kein Problem!)

– Eben, genau. Aber wenn man Waffenlieferungen in 
VN-Missionen akzeptiert, kann man nicht ganz so 
grundsätzlich argumentieren, wie man das kann, wenn 
man auch VN-Missionen ablehnt.

Was ich noch wichtig finde und was ich allen hier im 
Raum noch mitgeben möchte: Vorgestern ist das Frie-
densgutachten 2015 erschienen. Viele von uns, die wir in 
den zuständigen Ausschüssen sind, haben inzwischen 
mit den Herausgeberinnen und Herausgebern Gespräche 
geführt. Der Bundestag ist ja auch ein Gremium, das ge-
legentlich dazulernt; auch die Bundesregierung lernt ge-
legentlich dazu. Deswegen möchte ich zum Schluss 
noch einmal daran erinnern, was im Friedensgutachten
in der Stellungnahme der Herausgeberinnen und Heraus-
geber zu Waffenexporten steht. Sie sagen ganz klar, dass 
Waffenlieferungen an Konfliktparteien ein ungeeignetes 
Mittel sind, um Völkermord und Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit zu verhindern, und sie kommen als Ex-
perten für Friedens- und Konfliktforschung zu dem 
Schluss, dass auch Waffenlieferungen an vermeintliche 
Stabilitätsanker wie zum Beispiel Saudi-Arabien abzu-
lehnen sind, weil sie zu einer friedlichen Entwicklung 
der Region nichts beitragen.

Ich hoffe, dass wir in einem weiteren Diskurs mit den 
Expertinnen und Experten, die das Friedensgutachten
herausgeben, zu weiteren Erkenntnissen in Bezug auf 
Waffenlieferungen kommen und dass sich dann noch 
weitere Änderungen über den Bereich der Kleinwaffen 
hinaus ergeben.

Danke schön.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsidentin Ulla Schmidt:
Vielen Dank. – Damit sind wir am Ende der Ausspra-

che.

Unstrittig ist die Überweisung der Vorlage auf Druck-
sache 18/4940 an die in der Tagesordnung aufgeführten 
Ausschüsse.

Strittig ist die Federführung. Die Fraktionen der 
CDU/CSU und SPD wünschen Federführung beim Aus-
schuss für Wirtschaft und Energie. Die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen wünscht die Federführung beim Aus-
wärtigen Ausschuss.

Ich lasse zuerst über den Überweisungsvorschlag der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen abstimmen. Wer 
stimmt für diesen Überweisungsvorschlag? – Wer 
stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Damit ist der 
Überweisungsvorschlag gegen die Stimmen der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen von den übrigen Fraktionen ab-
gelehnt worden.

Ich lasse nun abstimmen über den Überweisungsvor-
schlag der Fraktionen der CDU/CSU und SPD: Feder-
führung beim Ausschuss für Wirtschaft und Energie. 
Wer stimmt für diesen Überweisungsvorschlag? – Wer 
stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Der Überwei-
sungsvorschlag ist mit den Stimmen von CDU/CSU- 
und SPD-Fraktion gegen die Stimmen der Fraktionen 
Bündnis 90/Die Grünen und Die Linke angenommen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 10 auf:

Beratung des Antrags der Bundesregierung

Fortsetzung der deutschen Beteiligung an der 
internationalen Sicherheitspräsenz in Kosovo 
auf der Grundlage der Resolution 1244 (1999) 
des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen 
vom 10. Juni 1999 und des Militärisch-Tech-
nischen Abkommens zwischen der internatio-
nalen Sicherheitspräsenz (KFOR) und den 
Regierungen der Bundesrepublik Jugosla-
wien (jetzt: Republik Serbien) und der Repu-
blik Serbien vom 9. Juni 1999

Drucksache 18/5052 
Überweisungsvorschlag: 
Auswärtiger Ausschuss (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Verteidigungsausschuss 
Ausschuss für Menschenrechte und Humanitäre Hilfe 
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung 
Haushaltsausschuss gemäß § 96 der GO

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Aussprache 38 Minuten vorgesehen. – Ich höre kei-
nen Widerspruch. Dann ist so beschlossen.

Ich bitte jetzt, die Plätze einzunehmen. Die Kollegin 
Vogler und die Kollegin Finckh-Krämer können viel-
leicht draußen weiterreden. – Danke.

Ich eröffne die Aussprache. Für die Bundesregierung 
erhält das Wort Bundesminister Dr. Frank-Walter 
Steinmeier.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Dr. Frank-Walter Steinmeier, Bundesminister des 
Auswärtigen:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Ich weiß nicht, ob Sie es alle wissen: Ges-
tern war Tag des Peacekeepers. Wir haben gestern als 


